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des vorigen Jahrhunderts eingenommen hat.8 Die Entwick­
lung hat dazu geführt, daß die als Frauenfrage benannten 
sozialen Probleme heute durchaus als eines der globalen 
Menschheitsprobleme gekennzeichnet werden kann. Und 
allein die Tatsache, daß von den Vereinten Nationen der Zeit­
raum von 1976 bis 1985 zur Frauendekade erklärt wurde, be­
legt die sich durchsetzende Erkenntnis, daß sozialer Fort­
schritt nicht erreicht werden kann, wenn die Frauen, also 
mehr als die Hälfte der Menschheit, davon weitgehend aus­
geschlossen bleiben.

Im Vorwort des bereits genannten Berichts über die Ta­
gung der UNESCO-Kommission wird eingeschätzt: „Vergeu­
dung und Verschwendung bedrohen heute weithin das Leben 
der Welt in erschreckendem Maße — sowohl im Hinblick auf 
die materiellen Ressourcen wie auf den Reichtum an geisti­
gen, menschlichen Werten. Das gilt auch für die Partizipa­
tion von Frauen im öffentlichen Leben, deren Entwicklungs­
und Mitwirkungsmöglichkeiten gehemmt werden. Das ist eine 
Vergeudung von unverzichtbaren, unausgenützten Fähigkei­
ten und Kraftquellen, die sich moderne Gesellschaften nicht 
länger leisten können.“8 9

In zahlreichen kapitalistischen Ländern mußten neue Ge­
setze erlassen werden, z. B. wurden in Griechenland, Spanien, 
Belgien und Österreich neue Familiengesetze geschaffen, die 
dem Gleichberechtigungsgrundsatz entsprechen oder zumin­
dest nahe kommen; in Frankreich wurde das Arbeitsgesetz­
buch so verändert, daß es die juristische Grundlage für die 
Gleichberechtigung der Frau im Berufsleben bietet. Bei Re­
gierungen und Parlamenten wurden Gremien mit dem Ziel 
gebildet, die Gleichberechtigung der Frau durchsetzen zu 
helfen.

Eine andere Frage ist es, ob jeweils unter den herrschen­
den gesellschaftlichen Verhältnissen die Ziele realisiert wer­
den können. Aber über die Gleichberechtigung der Frau wird 
in den Parlamentsdebatten gestritten.10 Keine Partei, Ge­
werkschaft oder alternative Bewegung kommt heute umhin, 
Position zur Frauenfrage zu beziehen. So wurde in der BRD 
im Zusammenhang mit der Ausarbeitung eines neuen Pro­
gramms der SPD im Hinblick auf die Hauptaufgaben, die 
dabei-zu beachten seien, u. a. eingeschätzt: „Die Frauenbewe­
gung wird zu einer der stärksten kulturellen Zeitströmungen 
der nächsten Jahrzehnte werden. Da die Rechte in der 
Frauenpolitik weit unbeweglicher ist als die Linke, liegt hier 
ein großes Potential der Veränderung.“!1

Natürlich sind diese Fakten Ausdruck widersprüchlicher 
Prozesse. Es entspricht nicht dem Wesen des Imperialismus, 
den Frauen gleiche Rechte zu gewähren. Die Regierungen 
dieses Herrschaftssystems folgen lediglich dem Druck der 
immer bewußter vertretenen Interessen der Frauen. Und die 
Rechte im Leben dort durchzusetzen, das bedeutet, wie die 
Erfahrungen immer wieder lehren, noch härteren Kampf.

So ist bei aller Widersprüchlichkeit als dritter Aktivposten 
in der Bilanz das gewachsene Problembewußtsein zur Frauen­
frage festzustellen. Die Vielfalt der sozialen Probleme, die 
sich aus der gesellschaftlichen Stellung der Frau im Kapita­
lismus ergeben, lassen sich nicht mehr einfach verdrängen, 
nicht als biologisch bedingte Geschlechterfrage abtun. Die 
Beseitigung der Diskriminierung der Frau ist zu einem be­
deutungsvollen Feld der ideologischen und politischen Aus­
einandersetzungen geworden. Zunehmend mehr Frauen lei­
sten Widerstand gegen ihre Diskriminierung und Entrech­
tung, und zunehmend mehr Männer anerkennen die Recht­
mäßigkeit dieses Kampfes.

Somit nähern sich immer mehr Menschen beiderlei Ge­
schlechts — nicht wenige auch auf „Seitenwegen“, manche 
über den Irrweg des „Geschlechterkampfes“ — aus eigenem 
Erleben und eigener Erfahrung der Erkenntnis, daß die Pro­
bleme der Frauen vor allem soziale und ökonomische Ursa­
chen haben, daß die Frauenfrage eine soziale Frage, also ein 
Teil der Klassenfrage ist. Angesichts der Bedeutung dieses 
Erkenntnisprozesses für die endgültige Lösung der Frauen­
frage ist darin ein vierter Aktivposten in der hier versuchten 
Bilanz zu finden.

Ausbau der Rechtsgrundlagen

Ein fünfter Aktivposten besteht darin, daß der Kampf für 
die Gleichberechtigung und gegen die Diskriminierung der 
Frau auf einer wesentlich ausgebauten rechtlichen — sowohl 
nationalen als auch völkerrechtlichen — Grundlage geführt 
werden kann. Neben den dafür bereits in anderem Zusam­
menhang genannten Rechtsgrundlagen ist hier besonders die 
„Konvention über die Beseitigung aller Formen der Diskri­
minierung der Frau“12 13 zu nennen. Sie wurde am 18. Dezember 
1979 von der UN-Vollversammlung angenommen und ist seit

dem 3. September 1981 in Kraft. E. О e s e r bezeichnet das 
Inkrafttreten der Konvention zu Recht als neue Etappe im 
Kampf für die Gleichberechtigung und Förderung der 
Frauen.19 Unter den 20 Staaten, die als erste die Konvention 
ratifizierten und damit ihr Inkrafttreten gesichert haben, wa­
ren nur sozialistische und nationalbefreite Staaten sowie 
lateinamerikanische Länder. Bis September 1984 hatten 
55 UNO-Mitgliedstaaten diese Konvention ratifiziert — unter 
dem Drude der öffentlichen Meinung auch zahlreiche imperia­
listische Staaten —, bisher jedoch nicht die USA. „Der Kampf 
für die Beseitigung der verschiedensten Unterprivilegie­
rungen der Frauen in vielen nichtsozialistischen Staaten hat 
damit ein festeres Fundament erhalten und kann — muß 
allerdings auch — auf dieser höheren Stufe fortgesetzt wer­
den. “14

Die Konvention bekräftigt den engen Zusammenhang zwi­
schen Friedenssicherung und Gleichberechtigung15, erfaßt alle 
Lebensbereiche der Frau und stellt die Lösung der Frauen­
probleme als gesellschaftliche Aufgabe dar. Die Staaten wer­
den verpflichtet, konkrete Maßnahmen für die Überwindung 
der Frauendiskriminierung zu ergreifen. Damit sind insgesamt 
Ziele angesprochen, die in den kapitalistischen Ländern er­
wiesenermaßen nur in härtestem Kampf durchzusetzen sind.

Mit den hier erörterten Überlegungen zur Entwicklung 
der Lage der Frau in den imperialistischen Ländern während 
der Frauendekade wurde versucht, positive Erscheinungen 
herauszuarbeiten. Doch selbst dabei kann man widersprüch­
liche Erscheinungen und Rückschläge nicht übersehen. Es ist 
hier nicht möglich, die Situation der Frau in den imperialisti­
schen Ländern, die durchaus differenziert ist, im Detail dar­
zustellen und mit Fakten zu belegen, wie weit entfernt sie 
von Gleichberechtigung tatsächlich geblieben ist. Denken wir 
daran, daß auch 1983 der Versuch, den Gleichberechtigungs­
grundsatz (ERA: Equal Rights Amendment) in die Verfas­
sung der USA aufzunehmen, zum wiederholten Mal (seit 1923) 
am Nichtzustandekommen der erforderlichen Zwei-Drittel- 
Mehrheit der Unionsstaaten scheiterte, so wird, deutlich, wie­
viel noch zu tun bleibt und wie hart der Widerstand derer 
ist, die sich gegen die Gleichberechtigung der Frau zur Wehr 
setzen. Die Ursachen dafür, daß die Erfolge relativ gering er­
scheinen, daß so vieles nicht erreicht werden konnte, liegen 
m. E. besonders und vor allem in den ökonomischen und so­
zialen Grundlagen.

Das Jahrzehnt der Frauendekade war zugleich eine Periode 
konzentrierter Angriffe der Monopole auf die Rechte der 
Werktätigen und der Zuspitzung der allgemeinen Krise des 
Kapitalismus. Die Rationalisierung auf kapitalistische Weise 
vernichtet Arbeitsplätze, ohne neue zu schaffen. Vor allem 
die letzte Hälfte der Dekade war gekennzeichnet von der for­
cierten Politik der Hochrüstung der USA und ihrer Verbün­
deten mit allen ihren sozialen Folgen für die Werktätigen.

Ist man gehalten, aus der Vielfalt der möglichen Bereiche 
einen auszuwählen, an dem die Verschlechterung der Situa­
tion der Frau zu beweisen ist, so muß das in erster Linie der 
Bereich der Arbeit sein. Denn: die fundamentale Bedeutung 
der außerhäuslichen Erwerbstätigkeit für die Gleichberechti­
gung der Frau16 * * ist objektiv nicht zu bestreiten. Die obenge­
nannte Konvention behandelt deshalb in Art. 11 die Probleme 
der Berufstätigkeit der Frau zu Recht sehr umfassend und 
enthält zu diesem Komplex einen entsprechenden Katalog 
unerläßlicher Forderungen:

„Die Teilnehmerstaaten ergreifen alle geeigneten Maß­
nahmen zur Beseitigung von Diskriminierungen der Frau im 
Berufsleben, um ihr die gleichen Rechte wie dem Mann zu 
sichern, insbesondere:

a) das Recht auf Arbeit als unveräußerliches Recht aller 
Menschen;

b) das Recht auf gleiche Möglichkeiten des Zugangs zu

8 Vgl. hierzu z. B.: Zur RoUe der Frau in der Geschichte des deut­
schen Volkes (1830 bis 1945), Leipzig 1984.

9 Der vergeudete Reichtum, a. a. O., S. 5.
10 Vgl. z. B. die in Fußnote 2 genannte Dokumentation.
11 Rheinischer Merkur/Christ und Welt vom 16. November 1984.
12 Auszüge aus dem Text der mit Resolution 34/180 angenommenen 

Konvention in: Schriften und Informationen des DDR-Komitees 
für Menschenrechte 1982, Heft 1, S. 58 ff.

13 Vgl. E. Oeser in ihrem Beitrag in: Schriften und Informationen ... 
1982, Heft 1, S. 43.

14 Vgl. E. Oeser, ebenda.
15 E. Oeser berichtet, daß dies gegen den Widerstand Großbritan­

niens und anderer Länder geschah, die bestrebt waren, eine 
Konvention zustande zu bringen, die sich auf die Gleichberech­
tigung vor dem Gesetz beschränkt. Sie mußten sich jedoch 
schließlich den Argumenten der erdrückenden Mehrheit der 
UNO-Mitgliedstaaten beugen.

16 Vgl. hierzu F. Engels, „Der Ursprung der Familie, des Privat­
eigentums und des Staats“, in: Marx/Engels, Werke, Bd. 21, Ber­
lin 1962, S. 76.


